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Beurteilung und Selektion im demokratischen 
Schulsystem1 
Ein argumentatives Potpurri 

Heinz Rhyn 

Der Beitrag geht von Bedingungen eines demokratischen Schulsystems aus. Dabei 
wird die Funktion der Beurteilung der Lernleistungen von Schülerinnen und 
Schülern sowie die gesellschaftliche Bedeutung der Selektion untersucht. Das 
Thema wird in drei sehr unterschiedlichen Abschnitten bearbeitet: Im ersten Teil 
werden die historischen Entwicklungen und Ideen der öffentlichen Volksschule 
skizziert. Der Wandel von einem ständischen zu einem 'demokratischen' Schul- 
system lässt sich als Wechsel von einer sozial vorselektionierenden, vertikalen zu 
einer auf Rechtsgleichheit basierenden, horizontalen Struktur beschreiben. Der 
zweite Teil berichtet über eine empirische Uberprüfung des Zusammenhangs von 
Schülerleistungen und Note, wobei sich erhebliche Verzerrungen nachweisen las- 
sen. Im abschliessenden systematischen Teil werden Beurteilung und Selektion im 
Konzept der Chancengleichheit vor dem Hintergrund der beiden ersten Teile dis- 
kutiert. Mögliche Folgerungen für die Arbeit von Lehrerinnen und Lehrern sowie 
für deren Ausbildungen werden aufgezeigt und diskutiert. 

"(...wir finden) keinen einzigen haltbaren Grund, weswegen wir das jedem Stande 
zugetheilte Loos nicht auch in der Wahl des Erziehungs- und Bildungsganges 
respektieren sollten, der den Bedürfnissen des gegebenen Standes am besten zu 
entsprechen vermag" (Fellenberg, 1813, S. 64f.). 

181 3 wird diese dezidierte Stellungnahme für eine ständische Erziehung in der "Dar- 
stellung der Armen-Erziehungsanstalt in Hofwil" von ihrem Begründer, Philipp 
Emanuel von Fellenberg, formuliert. Grundsätzlich bestand seine Idee dann, unter- 
schiedliche Schulen für die verschiedenen Stände - in diesem Fall für die Armen - 
einzurichten. Schulen, die auf bestimmte soziale Schichten zugeschnitten sind, stellen 
wohl die radikalste Form der Selektion dar, die bereits bei Schuleintritt und zudem 
unabhängig vom Lernerfolg der Individuen funktioniert und einfach die sozialen Ver- 
hältnisse reproduziert und festigt. 

Das Schulsystem, wie wir es heute kennen, gliedert sich und funktioniert anders. 
Es beginnt mit einer obligatorischen Volksschulstufe für alle, wobei die Promotionen 
und die Selektionen für weiterführende Schulen aufgrund individueller, von Leh- 
rerinnen und Lehrern beurteilter Lernerfolge vorgenommen werden. Spätestens seit 
den sechziger Jahren unseres Jahrhunderts sind Bestrebungen im Gange, die Zeit- 
punkte der Selektion hinauszuschieben, idealiter ganz abzuschaffen. Dies würde be- 
deuten, dass allen alle Schulen und Ausbildungsgänge, für die sie sich interessieren, 
offen stehen würden. Prinzipiell könnte ein derartiges Bildungssystem funktionieren. 
Allerdings hätte dies finanzielle, gesellschaftliche und wissenschaftliche Auswirkun- 
gen von unermesslichem Ausmass. 

Leicht überarbeiteter Vortrag anlässlich der Kollegiumstagung zum Thema Beurteilung vom 7. 
August 1997 am Lehrer- und Lehrerinnenseminar Hofwil. 

http://www.bzl-online.ch
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Ich versuche in meinem Referat das Unzeitgemässe, nämlich die Verteidigung einer 
professionellen Beurteilung von Lernerfolg, der sich am Wissen und Können bemisst 
sowie einer auf dieser Basis operierenden schulischen Selektion. Dieses Verfahren ist 
eine historische Errungenschaft, garantiert und stärkt die pädagogische Stimme im 
Selektionsprozess, und es ist das bislang fairste und demokratisch legitimste Verfah- 
ren der gesellschaftlich unvermeidlichen Selektion. 

Die Argumente, die meine These stützen, liegen nicht einfach auf der Hand. Es 
wird deshalb nötig sein, in sehr unterschiedlichen Gewässern zu fischen, ein Wech- 
selbad wird sich nicht vermeiden lassen. Diese Zumutung wird in drei Teilen gesche- 
hen, einem historischen, einem empirischen und einem systematischen. Zunächst 
werde ich darstellen, wie das Problem entstanden ist, warum die Schule hierarchisch 
stmktunert und mit entsprechender Leistungsselektion aufgebaut worden ist und was 
an diesem historischen Prozess progressiv war (1). Anschliessend werde ich die Er- 
gebnisse aus einer neuen empirischen Untersuchung vorstellen, die belegen, wie un- 
zuverlässig die Beurteilung von Leistungen der Schülerinnen und Schüler durch No- 
ten in ausgewählten Schulfächern geschieht (2). Abschliessend werde ich das kon- 
struierte Dilemma zwischen historischem Anspmch und systematischen Unzuläng- 
lichkeiten einer pragmatischen Lösung zuführen und dabei schultheoretisch, bil- 
dungs- und professionspolitisch argumentieren (3). Das Wort ,Lösungc soll an dieser 
Stelle keine Konsenserwartungen wecken und nicht Hoffnungen auf Praxiserleich- 
temngen aufkommen lassen. Ich werde eher die Vor- und Nachteile von Beurteilung 
und Selektion abwägen. 

1. Zur historischen Begründung des modernen Schulsystems 

Historisch betrachtet steht unser Schulsystem in einer direkten Linie zur Aufklärung 
und zur Französischen Revolution. Im Laufe des 18. Jahrhunderts konstituierte sich 
eine bürgerliche Gesellschaft, die sich gegenüber der aristokratischen und klerikalen 
Machtverteilung emanzipierte. Wichtige Faktoren in diesem Prozess waren die Ent- 
stehung einer Öffentlichkeit, der Kampf für die Pressefreiheit, die Durchsetzung des 
rationalen und überprüfbaren Wissens, letztlich der Demokratie (vgl. Rhyn, 1997). 
Diese Mittel gegen die ständischen und religiösen Privilegien und Machtbefugnisse 
wurden mit dem Aufbau eines allgemeinen, öffentlich-rechtlichen Bildungssystems 
gefestigt. Deshalb war in der Französischen Revolution die Einfühmng einer flächen- 
deckenden Schule, einer "instruction publique", wie sie von Condorcet entwickelt 
wurde (vgl. Osterwalder, 1993), eines der zentralen Themen. 

Die Forderung nach einer öffentlich-rechtlichen Schule bedeutete Opposition zur 
herrschenden Machtverteilung zwischen Aristokratie und Kirche. Auch in der 
Schweiz, zur Zeit der Helvetischen Republik, wurde die Staatlichkeit der Schule mit 
der Demokratie, den allgemeinen Bürgerrechten und den Zielen von Freiheit, Gleich- 
heit und Brüderlichkeit gerechtfertigt. Der Zürcher Johannes Schulthess forderte, die 
demokratischen Freiheiten durch ein staatliches Schulsystem zu garantieren. Diese 
Freiheiten sollten jedem den Weg zu allen Berufen, aber auch zu allen Ämtern und 
allen Staatsfragen öffnen, aber "diese Freyheit darf von jedem nur insoweit geltend 
gemacht und ausgedehnt werden, als seine natürlichen und erworbenen Fähigkeiten 
hinreichen" (Schulthess, 1798, S. 6), das heisst, wenn er die entsprechenden Lei- 
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stungen erbringt. Die Staatlichkeit der Schule soll zwischen der Gleichheit der Bürger 
und der Ungleichheit der Menschen sowie der Ungleichheit ihrer Mittel vermitteln. 
Weil eine Staatsschule aber der Gefahr ausgesetzt ist, politisch angepasste Bürger zu 
erziehen und damit die Freiheit erneut zu beschneiden, darf der Staat sich nicht eigen- 
mächtig in die innerschulischen Angelegenheiten einmischen. Die Schule sollte öf- 
fentlich kontrolliert werden, wozu die Institution der Erziehungsräte geschaffen wor- 
den ist, die in einigen Kantonen der Schweiz bis heute bestehen (Brändli, Landolt, 
Wertli, 1998). 

Die Vorstellung, dass Erziehung und Bildung nicht nach ständischen und religiösen 
Gesichtspunkten zu verfahren habe, wurde von Philipp Albert Stapfer, dem Minister 
für Künste und Wissenschaften der Helvetischen Republik durchgesetzt. In seinem 
Erziehungsplan von 1799 entwirft Stapfer die Grundstrukturen der modernen Schule, 
wie sie bis heute besteht. Bereits Jahre zuvor hatte sich Stapfer mit diesen Themen 
befasst, in Auseinandersetzung mit den Schriften Condorcets und anlässlich einer 
Reise durch Frankreich, die ihn 1791 auch nach Paris führte. In seinem Erziehungs- 
plan baut er das Bildungssystem dreistufig auf: Die erste Stufe, die sofort eingerichtet 
werden sollte, ist die Bürgerschule. Sie soll ausnahmslos allen zugänglich sein und 
allen den Weg zur "Selbstständigkeit, zum Selbstdenken, Selbsturteilen, Selbsthan- 
deIn und zur Selbstachtung (Stapfer, 1799, S. 69) eröffnen. Deshalb sollten diese 
Bürgerschulen, die nachmaligen Volksschulen, nicht nur in Städten, sondern flä- 
chendeckend in allen Regionen eingerichtet werden. An diese erste Stufe schliessen 
der Bemf - der mit Abnahme des Zunftwesens zunehmend schulisch erlernt wird -, 
das Gymnasium als wissenschaftliche Propädeutik sowie technische Schulen an. Die 
dritte und letzte Stufe wird durch die einzige Zentralschule, die Wissenschaftliche 
Akademie, später die Universitäten, gebildet. 

Aufgrund der Kriegswirren und der Neuordnung Europas von 1819 ist Stapfers 
Bildungsplan nicht sofort umgesetzt worden. Die anschliessenden Anstrengungen für 
die Einführung der allgemeinen, obligatorischen Volksschule orientierten sich aber an 
seiner Vorgabe. Der Aufbau unseres Schulsystem ging allerdings nicht ohne teils 
heftige Auseinandersetzungen vor sich. Einer der Mitstreiter um die Form und 
Struktur der Schule war der einleitend zitierte Fellenberg, der glaubte, in Hofwil das 
Bildungssystem für den regenerierten Staat gefunden zu haben und er alleine könne 
die Geschicke der öffentlichen Schule verantwortungsvoll leiten. Fellenberg ging von 
einer rechtlichen und gesellschaftlichen Ungleichheit der Menschen aus und vertei- 
digte deshalb die Standeserziehung. 

Ausserdem war das Hofwil-Projekt als Anstaltserziehung angelegt, womit den El- 
tern die Kinder faktisch entzogen wurden. Das Schulsystem, das in den dreissiger 
Jahren des 19. Jahrhunderts im Kanton Bern verfassungsmässig eingeführt wurde 
(vgl. Criblez, 1993), sah allerdings anders aus, obschon Fellenberg Mitglied des Ver- 
fassungsrates von 183 1, Mitglied des Erziehungsdepartements und der vorbereiten- 
den Kommission für das Primarschulgesetz von 1835 war. Die Einsichten in den Zu- 
sammenhang von Rechtsgleichheit, Souveränität und allgemeiner Volksbildung führte 
dazu, dass die progressiven Kräfte staatspolitisch und juristisch, nicht mehr - wie 
noch Pestalozzi und Fellenberg - karitativ und humanitär argumentierten (vgl. Oster- 
waider, 1996). 
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In der Verfassung des Kantons Bem von 183 1 ersetzt Bildung die alten "Vorrechte 
des Orts, der Geburt, der Personen und der Familien" (Verfassung 1831, $ 9). In ihr 
wird der Staat für die Unterhaltung von Schulen verpflichtet. Im Artikel 12 heisst es, 

' 

"der Staat soll die öffentlichen Schul- und Bildungsanstalten unterstützen und beför- 
dern" (vgl. Gerber, 1997, S. 8). Bezogen auf die republikanisch-demokratische Ver- 
fassung formuliert dies Ludwig Snell: 

"Solche Verfassungen verlangen nothwendig ein Volk, welches denjenigen Grad 
von Ausbildung zur Vernünftigkeit besitzt, wodurch die Freiheit und Humanität 
des Staates gewährleistet sind; also in geistiger Hinsicht ein gebildetes freies und 
selbstständiges Urtheil, und in sittlicher Hinsicht so viel Selbstverläugnung, dass es 
im Stande ist, das Privatinteresse dem allgemeinen Wohl unterzuordnen" (Snell, 
1834, S. 48f.. Hervorh. im Original). 

Damit Bildung nicht selber zu einem Privileg wird, muss sie ein Recht und eine 
Pflicht für alle sein und gleichzeitig muss allen Fähigen der Zugang zu weiterführen- 
den Schulen bis hin zur Hochschule offen stehen. Damit ist das demokratische Prin- 
zip der Rechtsgleichheit bis in die Elitebildung, bis zu den Universitäten, angewendet 
worden. Nicht zufällig ist deshalb die Hochschule im Kanton Bern in den dreissiger 
Jahren des 19. Jahrhunderts, genau 1834, gegründet worden. Schon damals sollten 
Jugendliche aus sozioökonomischen Unterschichten mittels Stipendien unterstützt 
werden (vgl. Criblez, 1993, S. 207). 

Das moderne Schulsystem unter einer demokratischen Verfassung wurde mit dem 
Gesetz über die öffentlichen Primarschulen der Republik Bern von 1835 rechtlich 
verankert und konstituierte eine Volksschule für Knaben und Mädchen (vgl. Gerber, 
1997). Inhaltlich wird das Schulsystem nicht mehr auf Kirche und Glauben, sondern 
auf Wissen und Können ausgerichtet, während die zentralen Erziehungsaufgaben Sa- 
che der Eltern bleiben. Strukturell besteht es aus einer allen gemeinsamen und obliga- 
torischen Volksschule, die einerseits die Grundlagen für das kulturelle, politische und 
ökonomische Leben zugänglich macht und andererseits gleichzeitig auf die weiterfüh- 
renden Schulen vorbereitet. Konzeptionell stand damit allen die Möglichkeit offen, 
zuoberst im Bildungssystem anzukommen. 

Dass der Zugang zum Gymnasium über schulische Leistungen ermöglicht wurde, 
gehört zu einer der wichtigsten liberalen, demokratischen Errungenschaften bei der 
Neugestaltung des bernischen Schulsystems. Denn noch 1823 wurde - wie dies ber- 
nischer Tradition entsprach (vgl. Rhyn, 1998) - das städtische Gymnasium als Schule 
für privilegierte Schichten verstanden. Das Reglement für die Literaturschule von da- 
mals hält fest: 

"Der Eintritt wird nur solchen Knaben gestattet, die nach Stand, Beruf oder Ver- 
mögen ihrer Eltern auf eine gebildete Erziehung Anspruch machen können" (zit. 
nach Feller, 1935, S. 7). 

Erst mit der Einführung eines Auswahlverfahrens aufgrund der Leistungen, des Wis- 
sens und Könnens, wurde eine Art soziale Mobilität möglich. Die Notwendigkeit zur 
Selektion vorausgesetzt, ist die schulische Meritokratie das einzige Verfahren, das 
demokratischen Kriterien entspricht. Zuvor sind die leitenden Funktionen, die Eliten 
einer Gesellschaft aufgrund von Geburt, das heisst ständischer Zugehörigkeit, Ge- 
schlecht, Rasse oder Religion bestimmt worden oder die gesellschaftliche Position 
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liess sich von entsprechend begüterten Familien kaufen. Ein wesentliches Merkmal 
einer demokratischen Schule ist zunächst die allgemeine und unentgeltliche Schul- 
pflicht, die der ganzen Bevölkemng den Zugang zum gesellschaftlich relevanten Wis- 
sen ermöglicht und damit den Volkssouverän konstituiert. Ein weiteres Merkmal einer 
demokratischen Schule ist die ihr zugesprochene Kompetenz, gesellschaftliche Auf- 
stiegschancen zu verteilen, die aufgrund von individuellen Leistungen und persönli- 
chen Qualifikationen zugewiesen werden. Nicht mehr althergebrachte Vorrechte und 
Privilegien wie im Ancien Regime sollen gesellschaftliche Positionen bestimmen, 
sondern die persönlichen, meist schulisch erworbenen Fähigkeiten, die nachgewiesen 
werden müssen und können (vgl. dazu Criblez, 1998). Der etwas missverständliche 
Begriff der Chancengleichheit meint im Kern diese Rechtsgleichheit. 

Eine Schule, die die Leistungen ihrer Schülerinnen und Schüler beurteilt und diese 
in staatlichen Dokumenten wie Zeugnissen, Zertifikaten und Diplomen offizialisiert, 
nimmt ihre demokratische Aufgabe und Funktion wahr. Grundlage der Beurteilung 
ist das curricular vermittelte Wissen, das nicht einer bestimmten Ideologie, einer 
Weltanschauung, einer Religion oder einer bestimmten Mystik, Esoterik oder Gesin- 
nung entspricht. Diese Form des Wissens wird von den Wissenschaften bereitgestellt 
und hat den Vorteil, dass es sich revidieren, erneuern und erweitern aber vor allem 
auch überprüfen lässt. Prüfungen und Leistungsbeurteilungen .sind grundsätzlich 
transparent und rekursfähig zu gestalten. Alle modernen Schulen in demokratischen 
Staaten sind nach diesen Prinzipien aufgebaut (vgl. Holmes & Lauwerys, 1969). 
Funktion, Struktur und Inhalt einer demokratischen Schule sind nicht beliebig, sie 
kann sich deshalb auch nicht einfach auf die Interessen, Vorlieben und Vergnüglich- 
keiten der Schülerinnen und Schüler einlassen. Schule wird sich deshalb immer vom 
Alltag unterscheiden (vgl. Prange, 1995). 

So viel zur Geschichte - Szenenwechsel! 

2. Empirische Überprüfung der Leistungsbeurteilung 

Heute wissen wir, dass die soziale Herkunft, in Form von Bildung und Beruf der 
Eltern, das Geschlecht, der Wohnort und die Nationalität zu den wichtigen nicht er- 
worbenen persönlichen Merkmalen gehören, die den Schulerfolg mitbestimmen 
(Lamprecht & Stamm, 1996, 1997). Ausserdem ist bekannt, dass die Leistungsbeur- 
teilung durch mancherlei Einflüsse verzerrt ist, und die Notengebung wird als unzu- 
reichendes, ja irreführendes Beurteilungsinstrument kritisiert. Anhand einer empiri- 
schen Untersuchung lassen sich die Zusammenhänge zwischen schulischer Leistung 
und Notenvergabe aufzeigen. 

In einer 1996 durchgeführten Untersuchung auf der Sekundarstufe I im Kanton 
Zürich sind die Leistungen in den Fächern Deutsch und Mathematik von rund 3 000 
Schülerinnen und Schülern der 8. Klassen gemessen worden (Moser & Rhyn, 1996 
und 1997)2. Zu diesem Zweck ist ein Testverfahren entwickelt worden, das nicht nur 
dem kantonalen Lehrplan entspricht, sondem auch dem effektiv erteilten Unterricht in 
den Klassen. Damit die gemessenen Fachleistungen angemessen interpretiert und mit 

* Die beiden Evaluationsberichte erscheinen demnächst in integraler und überarbeiteter Form (vgl. 
Rhyn & Moser, 1999). 
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Schulqualität in Beziehung gebracht werden konnten (vgl. Rhyn & Moser, 1998) 
sind weitere Merkmale der Schülerinnen und Schüler erhoben worden, wie bei- 
spielsweise die Motivation, die Beteiligung im Unterricht, das Gefühl von Unter- 
bzw. Überforderung, die soziale Herkunft, die Muttersprache und so weiter (Keller, 
Moser & Rhyn, 1996). 

Ausserdem sind die Zeugnisnoten der Schülerinnen und Schüler in den untersuch- 
ten Fächern Deutsch und Mathematik erfasst worden. Deshalb war es möglich, die 
erbrachten Testleistungen mit den Noten in Verbindung zu bringen und damit zu 
überprüfen, wie zuverlässig die Notengebung ist und welche Faktoren zu Verzerrun- 
gen führen. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass mit den Noten nicht nur die 
Leistung bewertet wird, sondern auch Fähigkeiten wie Auffassungsvermögen, Ar- 
beitstempo und ähnliches einfliessen. Die Gesamtnote ergibt sich aus einer Vielfalt 
von Kriterien, die mit den durchgeführten Leistungstests nicht erfasst werden konn- 
ten. Diese Tatsache trifft besonders im Fach Deutsch zu, weil das Testinstrument 
keine mündlichen Fähigkeiten gemessen hat. 

Ein Ergebnis der Analyse des Zusammenhangs von Noten und Testleistung betrifft 
die Schultypen. Beispielsweise werden bei gleicher Leistung in der Oberschule hö- 
here Noten vergeben als in der Realschule, und in dieser wiederum höhere als in der 
Sekundarschule. Weil diese Schultypen aufgrund erfolgter Selektion definiert sind, 
ist dieses Ergebnis naheliegend. Im anspruchsvolleren Schultyp muss die Leistung 
höher sein, um die gleiche Noten wie in einem weniger anspruchsvollen Schultyp zu 
erlangen. 

Anders sieht es aus, wenn die Klassenleistungen innerhalb eines Schultyps be- 
trachtet werden, die sehr stark differieren. Die Notenmittelwerte einer Klasse stehen 
in keinem Zusammenhang mit dem Leistungsmittelwert einer Klasse. Zum Beispiel 
weist eine Klasse, die eine bestimmte Testleistung im Fach Mathematik erbracht hat, 
eine Duchschnittsnote von 3,8 auf, während eine andere Klasse des gleichen Schul- 
typs mit der gleichen Testleistung eine Durchschnittsnote von 5,2 aufweist. 

Der Grund für die unterschiedliche Benotung der gleichen Leistung innerhalb eines 
Schultyps liegt darin, dass die Lehrpersonen sich in der Notengebung hauptsächlich 
an den Leistungen ihrer Klasse orientieren. Über das klasseninterne Bezugssystem 
der Notengebung werden die realen Leistungen der Schülerinnen und Schüler in kei- 
ner Weise adäquat wiedergegeben. Bei gleicher Leistung sind unterschiedliche Er- 
folge möglich. Ein durchschnittlicher Schüler erhält in einer schlechten Klasse die 
wesentlich bessere Note als - bei gleichbleibender Leistung - in einer guten Klasse 
des gleichen Schultyps. Die effektiveren oder leistungsmässig besseren Schulklassen 
können paradoxerweise für die Schülerinnen und Schüler im Hinblick auf die weitere 
Bildungskarriere die schlechteren sein (vgl. Ditton, 1992). 

Eine weitere Analyse der Untersuchung hat sich mit dem Einfluss von Merkmalen 
der Schülerinnen und Schüler auf die Notengebung befasst. Daraus geht hervor, dass 
bei gleicher Leistung im Fach Deutsch die Knaben 0,18 Notenpunkte, fremdspra- 
chige Kinder 0,2 Notenpunkte und Kinder aus der Unterschicht 0,13 Notenpunkte 
tiefere Noten erhalten. Diese Unterschiede sind einzeln betrachtet relativ gering, doch 
die Note eines fremdsprachigen Schülers aus der Unterschicht ist im Vergleich zur 
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deutschsprachigen Schülerin aus der Mittel- oder Oberschicht bereits eine halbe Note 
tiefer - und dies bei gleicher Deutschleistung. 

Diese Ergebnisse zeigen, wie unzuverlässig die Leistungsbeurteilung und wie feh- 
lerhaft die Notengebung ist. Entgegen der prinzipiellen Absicht spielen in der Beurtei- 
lung Eigenschaften eine Rolle, die nicht schulisch erworben sind. Ausserdem konnte 
in der Untersuchung nachgewiesen werden, dass die soziale Herkunft einen Teil der 
erbrachten schulischen Leistungen bestimmt. Die Anrechnungen und Förderungen 
durch das soziale Milieu, die Familie, die Freizeitgestaltung usw. wirken sich stärker 
auf den Lernerfolg aus als der schulische Untemcht. Diese Ergebnisse decken sich 
mit denen aus anderen Studien. Soziale Herkunft, Geschlecht und Nationalität sind 
Merkmale, die im Selektionsprozess zu unrecht eine Rolle spielen. Gemäss einer 
Analyse des Bundesamts für Statistik lassen sich 16,8% der Bildungsunterschiede 
durch die Determinanten Bildung der Eltern, sozio-professioneller Status der Eltern, 
Wohnort (StadtILand), Geschlecht und Heimat (SchweizIAusland) erklären 
(Lamprecht & Stamm, 1996, S. 47). 

Was ist in Anbetracht dieser Erkenntnisse zu tun? Soll die Verwirklichung des hi- 
storischen Anspruchs als gescheitert erklärt und auf Beurteilung und Selektion ver- 
zichtet werden? Oder sollen die Formen einer selektionsrelevanten Beurteilung weiter 
optimiert werden? Diesen Fragen wende ich mich im abschliessenden Teil zu. 

3. Beurteilung, Selektion und Chancengleichheit 

Ohne organisiertes, institutionalisiertes Lernen werden sich die wenigsten in einer 
durch Arbeitsteilung und direkte Demokratie hochdifferenzierten Gesellschaft zu- 
rechtfinden können. Die Qualifikationsfunktion der Schule lässt sich deshalb be- 
schreiben als Vermittlung von Wissen und Können, das allen sowohl die Partizipa- 
tion am kulturellen und politischen Leben ermöglicht als auch die Wettbewerbsfähig- 
keit im Beschäftigungssystem sicherstellt. Davon zu unterscheiden ist die Selektions- 
funktion, die aufgrund der erbrachten schulischen Leistungen erfolgt und den Zu- 
gang zu weiterführenden Schulen regelt sowie die Stellenchancen in der Arbeits-, Be- 
rufs- und Wirtschaftswelt steuert. Wenn die Schule die neuen Mitglieder der Gesell- 
schaft auf die bestehenden oder zu erwartenden beruflichen und gesellschaftlichen 
Positionen vorbereiten und in diese einordnen soll, dann kann sie dies nicht ohne Be- 
rücksichtigung der gesellschaftlichen Bedarfslage. Nicht nur die individuellen Gren- 
zen (vgl. Treiber & Weinert, 1985), sondern auch gesellschaftliche und wirtschaftli- 
che Bedingungen verhindern, dass beispielsweise die Hälfte der Bevölkerung Medi- 
zinerinnen oder Mediävisten werden. Die Plätze in den höheren Schulen sind deshalb 
und aus finanziellen Gründen beschränkt, so dass ein Verdrängungs- oder eben Se- 
lektionsprozess unvermeidbar ist. 

Bildung ist nicht nur an schulisch vermittelte Lernprozesse gebunden, sie kann - 
vielleicht in zunehmendem Masse - auch ausserschuiisch erworben werden. Aus die- 
ser Perspektive lässt sich Bildung zweifach fassen: Einerseits ist Bildung ein offener 
und unbeschränkter Prozess, der lebenslang anhalten kann und dies gemäss der For- 
derung nach lebenslangem Lernen auch soll. Andererseits ist institutionalisierte Bil- 
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durig ein beschränktes, knappes und, wie wir zunehmend feststellen müssen, ein teu- 
res Gut3. Die Volksschule hat aber vom historisch gewachsenen Prinzip aus, die 
Ausgangschancen für alle gleich zu halten, zumindest für Ausgleich zu sorgen (vgl. 
Diederich & Tenorth, 1997). 

Die Chancengleichheit als formales Wettbewerbsprinzip findet ihre Umsetzung im 
Prinzip der Gleichbehandlung bei unvermeidlicher Selektion. Niemand soll wegen 
der sozialen Herkunft, des Geschlechts, des Wohnortes, der Sprache oder der reli- 
giösen Zugehörigkeit im Bildungssystem bevorzugt oder benachteiligt werden. Nur 
d a  erworbene Wissen und Können, die schulische Leistung, die über ein transparen- 
tes Prüfungs- und Berechtigungswesen objektiviert wird, soll über die Zuteilung von 
Bildungsplätzen entscheiden. Dass Bildungssysteme nur bedingt so funktionieren, ist 
mehrfach nachgewiesen worden. Die herkunftsspezifische Chancenstruktur bei- 
spielsweise wurde durch die Bildungsexpansion kaum abgebaut, die Selektion wurde 
nur auf eine höhere Stufe verschoben (vgl. Lamprecht & Stamm, 1996, S. 8). 

Bezüglich Bildungsabschlüssen funktioniert das Bildungssystem nach gleichen 
Prinzipien wie der Markt. Knappheit bestimmt den Wert. Die Vermehrung von Bil- 
dungszertifikationen, etwa von Maturitätsdiplomen, führt zu einer Abwertung. Diese 
Inflationierung von Bildungstiteln kann dann aufgefangen werden, wenn auf dem 
Arbeitsmarkt die Nachfrage nach höheren Qualifikationen zunimmt. Andernfalls ver- 
wandelt sich der höhere Bildungsabschluss von einem Mittel zum sozialen Aufstieg 
zu einer Notwendigkeit gegen den sozialen Abstieg. War vor einigen Jahrzehnten der 
Sekundarschulabschluss eine gute Qualifikation für den Einstieg ins Berufs- und Er- 
werbsleben, so ist dies heute in zunehmendem Masse die Maturität. Um die soziale 
Position über die Generationen auch nur zu bewahren, müssen immer grössere Bil- 
dungsanstrengungen unternommen werden. 

Selektionen sind in einer differenzierten Gesellschaft unvermeidbar, die Frage ist 
nur, wer dabei mitwirkt. Will die Schule in diesem Prozess eine Rolle spielen, er- 
weist sich nicht nur historisch, sondern auch für die Gegenwart, ein linear struktu- 
riertes Bildungssystem (vgl. Osterwalder, 1997), das aufgrund einer möglichst fairen 
Leistungsselektion funktioniert, als Notwendigkeit. Voraussetzung ist allerdings eine 
professionelle und transparente Beurteilung schulischer Leistung, die durch entspre- 
chende Fachleute vorgenommen wird. Im schulischen Zusammenhang bedeutet Lei- 
stungsbeurteilung die Erfolgskontrolle curricular geplanter und didaktisch-methodisch 
vermittelter Lernvorgänge. Diese Beurteilung hat mindestens zwei Funktionen, eine 
didaktische und eine institutionelle. Die didaktische Funktion der Beurteilung besteht 
in der Förderung der Schülerinnen und Schüler, die institutionelle in der Selektion. 
Beide Funktionen machen die Beurteilung von Lernfortschritten in Schulen notwen- 
dig. Diese Aufgabe und Funktion wird von den dafür ausgebildeten Lehrerinnen und 
Lehrer übernommen. 

Mit der Vernachlässigung der vergleichenden Leistungsbeurteilung gibt die Schule 
eine ihrer demokratischen Legitimationen auf. Nicht nur im Sinne der Rechtsgleich- 
heit, sondern auch im Sinne der Gerechtigkeit oder mindestens Fairness, liegt bis 
heute kein anderes konsensfähiges und praxistaugliches Auswahlverfahren vor als 

Zu dieser Unterscheidung vgl. Graf & Lamprecht (1991). 
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das Leistungsprinzip. Was historisch eine progressive Errungenschaft war, wird 
heute oft als Crux der Schule hingestellt, dennoch gibt es keine anderen gerechten 
und demokratieverträglichen Alternativen. Es kann kaum als gerechtes Auswahlver- 
fahren gelten, was im Zuge des numerus clausus fürs Medizinstudium an der Uni- 
versität Bern diskutiert worden ist, nämlich der Losentscheid. Auch vor anderen, be- 
reits vorgeschlagenen und diskutierten Alternativen ist zu warnen. In den USA ist 
vorgeschlagen worden, den Intelligenzquotienten als Selektionskriterium einzufüh- 
ren, dadurch sollen sich auch Bildungskosten einsparen lassen, weil die ,unfähigen6 
Schülerinnen und Schüler auch nicht probeweise oder für wenige Jahre das höhere 
Bildungssystem belasten (vgl. dazu Rhyn, 1995). 

Lehrerinnen und Lehrer geben mit dem Verzicht auf Selektion einen zentralen 
Aspekt ihrer Professionalität auf, weil sie für die Beurteilung von schulisch vermittel- 
tem Wissen und Können die ausgebildeten und ausgewiesenen Expertinnen und Ex- 
perten sind. Wenn sie auf die Leistungsbeurteilung und die entsprechende Kommuni- 
kation gegen aussen, sei es durch Noten oder andere Symbole, sowie auf differenzie- 
rende Zertifizierungen verzichten, wird die Selektion nicht vermieden. Die Selektion 
wird dann einfach von anderen Instanzen gesteuert oder vorgenommen, beispiels- 
weise von Grossunternehmen, Banken oder von privaten Assessment-Centers. Diese 
Instanzen werden aber kaum nach pädagogischen Kriterien selektionieren. Das Pro- 
blem lässt sich auf die Frage zuspitzen, ob künftig die gesellschaftlich unvermeidbare 
und immer stattfindende Selektion von der Schule, von den Lehrerinnen und Lehrern, 
mitgestaltet wird, was aufgrund fachlicher und pädagogischer Kriterien geschehen 
kann und meines Erachtens wünschbar ist, oder ob das Feld der Wirtschaft oder pri- 
vaten "Seilschaften" überlassen werden soll. 

Auch wenn die selektionsrelevante Beurteilung, wie die empirischen Untersuchun- 
gen zeigen, nicht optimal funktioniert, macht es dennoch einen Unterschied, ob der 
soziale Aufstieg über schulische Leistungen prinzipiell möglich ist oder nicht. Ver- 
besserungen lassen sich auch über erhöhte Durchlässigkeit erreichen, weil Anpassun- 
gen und Korrekturen möglich und flexible Strukturen zeitgemäss sind. Bei einem 
vollständigen Verzicht auf schulische Selektion sind die sozialen Unterschichten die 
Verlierer. Die demokratische Rechtsgleichheit wird mittels einer überprüfbaren, öf- 
fentlich legitimierbaren, auf Wissen und Können beruhenden und deshalb rekursfähi- 
gen Leistungsselektion in Schulen garantiert. 

Schulen haben sich zu reformieren, zu entwickeln und neuen Gegebenheiten anzu- 
passen; das haben sie immer schon getan, tun es heute und werden dies auch in Zu- 
kunft tun, nicht zuletzt deshalb, weil sie unter permanenter Kritik stehen - vor, wäh- 
rend und nach Reformen (vgl. Oelkers, 1995). Diese Reformen können die Beurtei- 
lungsformen betreffen. Wenn Schulen aber auf Beurteilung des Lernerfolgs der 
Schülerinnen und Schüler sowie auf eine diesbezügliche Selektion verzichten, werden 
die sozialen Verhältnisse verstärkt reproduziert. Und wenn mit fehlender Selektion 
auch die inhaltlichen Anforderungen an Wissen und Können reduziert werden (vgl. 
Winch, 1996), dann sind all diejenigen benachteiligt, die sich keine teuren Privat- 
schulen oder Zusatzkurse leisten können. Damit würde ein Prozess einsetzen, der aus 
historischer Perspektive als regressiv zu bezeichnen ist. 
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